
Verbindungsstelle der Bundesländer


beim Amt der NÖ Landesregierung

1010 Wien, Schenkenstraße 4


TELEFON: 01/535 37 61           TELEFAX: 01/535 60 79          E-mail: post@vst.gv.at

- 2 -


Bei Antwort bitte Kennzeichen angeben
Bearbeiter
Durchwahl
Datum

VST-4774/9 QUOTE  \* MERGEFORMAT 
Mag. Teissl QUOTE  \* MERGEFORMAT 
12 QUOTE  \* MERGEFORMAT 
3. Oktober 2003 QUOTE  \* MERGEFORMAT 
Betrifft

Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz/Vorhaben;

Arbeitsgruppen 2 und 1, 1. und 2. Oktober 2003 in Wien;

Ergebnis

E-MAIL

2 Beilagen

1. Am 1. und 2. Oktober 2003 fanden Sitzungen der Arbeitsgruppen (AG) 2 (= Verfahren und Sanktionen; vgl. Beilage 1) und der AG 1 (= §§ 1 bis 9 der Beilage 1) statt (VST-4774/5 vom 25.9.2003). Den Vorsitz führten das Bundesministerium für Justiz (AG 2) und das BMSG (AG 1). Teilgenommen haben weitere Vertreter des Bundesministeriums für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz, das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst (AG 1), von Niederösterreich (AG 2), der Sozialpartner und der Behindertenorganisationen (ue. Forum Gleichstellung). Das BMSG wird Ergebnisprotokolle versenden.

2. Der vom Forum Gleichstellung erarbeitete und vom Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz als Besprechungsgrundlage vorgelegte (als Beilage 1 angeschlossene) Entwurf wurde erörtert und wird bis zu den nächsten Sitzungen überarbeitet werden.

3. Grundsätzlich und zu § 1 des Entwurfes (= Verfassungsbestimmungen) wurde von Länderseite (in AG 2 und 1)

- insbesonders nachhaltig die gemeinsame Länderposition VST-4774/4 vom 1. Juli 2003 vertreten und darauf hingewiesen, dass

- die Entschließung des Nationalrates keinen Länderbezug beinhaltet,

- die hinter dem Entwurf stehenden Anliegen nicht zwingend durch „ein Bundesgesetz“ umgesetzt werden müssen,

- die Stellungnahme von Wien (Beilage 2) grundsätzlich der Länderposition entspricht,

- eine Vereinbarung der Länder gemäß Art. 15a B-VG über die Harmonisierung bautechnischer Vorschriften (Art. 32, Barrierefreie Gestaltung von Bauwerken“) praktisch vor der Finalisierung steht und schließlich

- eine Kostendarstellung gemäß Konsultationsmechanismus gefordert sowie entsprechende Kontaktaufnahme mit dem Bundesministerium für Finanzen empfohlen.

4. Die Behandlung des § 1 des Entwurfes (Verfassungsbestimmung) wurde in der Folge vertagt.

5. Das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumenten​schutz wird zu weiteren AG-Sitzungen einladen.

6. Das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz beabsichtigt, nach Abschluss der AG-Sitzungen noch heuer einen Gesetzesentwurf i.G. zur Begutachtung zu versenden.


Der Leiter


Dr. BRAND

Für die Richtigkeit

der Ausfertigung

